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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung (EWG) 
. Nr. 1464/72 vom 10. Juli 1972 über die Eröffnung, Aufteilung und Verwaltung 
des Gemeinschaftszollkontiingents für 20 000 Stück Färsen und Kühe bestimmter 
Höhenrassen, nicht zum Schiachten, der Tarifstelle ex 01.02 A II b) 2 
des Gemeinsamen Zolltarifs 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päisdtien Wirtsdiaftsgemeinsdiaft, insbesondere auf 
Artikel 113, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe : 

Der Rat hat mit der Verordnung (EWG) Nr. 1464/72 
vom 10. Juli 1972 ein Gemeinschaftszollkontingent 
zum Zollsatz von 6 v. H. für 20 000 Stüde Färsen und 
Kühe bestimmter Höhenrassen, nidit zum Schlachten, 
der Tarifstelle ex 01.02 A II b 2 des Gemeinsamen 
Zolltarifs, für die Zeit vom 1. Juli 1972 bis zum 30. 
Juni 1973 eröffnet und auf die Mitgliedstaaten auf- 
geteilt. 

Die Gemeinschaft hat u. a. vorgesehen, für diese 
Kühe und Färsen den im Rahmen dieses Zollkontin- 
gents anwendbaren Zollsatz von 6 v. H, auf 4 v. H. zu 
senken. 


Die vorgenannte Verordnung (EWG) Nr. 1464/72 
ist deshalb entsprechend zu ändern - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Ab 1. Februar 1973 wird der in der Verordnung 
(EWG) Nr. 1464/72 vom 10. Juli 1972 in Artikel 1 
genannte Kontingentszollsatz von 6 v. H. auf 4 v. H. 
herabgesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffent- 
lichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaf- 
ten in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 156 
vom 12. Juli 1972, S. 2 
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Begründung 


1. Im Rahmen der letzten multilateralen GATT- 
Verhandlungen hat die Gemeinschaft sich u, a. 
verpflichtet, ein jährliches Gemeinschaftszoll- 
kontingent für 20 000 Stück Färsen und Kühe be- 
stimmter Höhenrassen (Grauvieh, Braunvieh, 
Gelbvieh, Fleckvieh (Simmentaler) und Pinz- 
gauer) der Tarifstelle ex 01.02 A II b 2 zum Zoll- 
satz von 6 V. H. zu eröffnen. 

Um den übernommenen Verpflichtungen zu ge- 
nügen und dem Wunsch der österreichischen Be- 
hörden zu entsprechen, wurde dieses Gemein- 
schaftszolikontingent am L Juli 1970 eröffnet; es 
deckt jeweils den Zeitraum vom 1. Juli eines 
jeden Jahres bis zum 30. Juni des folgenden Jah- 
res. Dieses Kontingent wurde zuletzt durch Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1464/72 des Rats vom 10. Juli 
1972 (Amtsblatt Nr. L 156 vom 12. Juli 1972, Sei- 
te 2) für den Zeitraum vom 1. Juli 1972 bis 30. 
Juni 1973 eröffnet. 


2. In einem Briefwechsel mit Österreich vom 21. 
Juli 1972 hat die Gemeinschaft vorgesehen, die 
Menge dieses Gemeinschaftszollkontingents von 
20 000 auf 30 000 Stück zu erhöhen und den Kon- 
tingentszollsatz von 6 V. H. auf 4 v. H. herabzu- 
setzen. In der Folge wurde mit den österreichi- 
schen Behörden vereinbart, daß die Erhöhung der 
Kontingentsmenge anteilmäßig für den Zeitraum 
von fünf Monaten (vom 1. Februar 1973 bis 30. 
Juni 1973) vor Ende des laufenden Kontingents- 
jahres nur dann erfolgen sollte, wenn die gegen- 
wärtig eröffnete Kontingentsmenge sich als un- 
zureichend erweisen sollte, und daß die Herab- 
setzung des Kontingentszollsatzes ab 1. Februar 
1973 anzuwenden sei. 

3. Der beigefügte Vorschlag für eine Verordnung 
verfolgt also nur den Zweck, die vorgenannte 
Verordnung (EWG) Nr. 1464/72 dahingehend zu 
ändern, daß nur der geltende Kontingentszollsatz 
gesenkt wird. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
9. März 1973 - 1/4 (IV/ 1) - 680 70 - E -Fä 5/73 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 15. Februar 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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